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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Stadtbürgerschaft
16. Wahlperiode

Drucksache 16 / 416 S
25. 10. 05

Mitteilung des Senats vom 25. Oktober 2005

Ortsgesetz zur Änderung der Gebührenordnung für die stadteigenen Friedhöfe in
Bremen

Der Senat überreicht der Stadtbürgerschaft den Entwurf eines Ortsgesetzes zur
Änderung der Gebührenordnung für die stadteigenen Friedhöfe in Bremen mit
der Bitte um Beschlussfassung.

Die Deputation für Umwelt und Energie (Stadt) wird sich mit dem Ortsgesetzentwurf
am 1. November 2005 befassen. Das Ergebnis der Deputationsbefassung wird nach-
gereicht.

Der beigefügte Entwurf eines Ortsgesetzes zur Änderung der Gebührenordnung
für die stadteigenen Friedhöfe in Bremen dient der strukturellen Anpassung der Ge-
bührensätze für die Benutzung der stadteigenen Friedhöfe in Bremen zum 1. Ja-
nuar 2006.

Die Gebührenanpassung resultiert u. a. daraus, dass die Bestattungsgebühren nicht
mehr kostendeckend sind. Dafür sind verschiedene Gründe anzuführen:

a) Gestiegene Kosten im Bestattungswesen seit 1998

Die letzte große Gebührenanpassung erfolgte 1998. Im Jahre 2001/2002 gab
es eine kleinere strukturelle Anpassung, die neben der Ergänzung um neue
Grabarten im Wesentlichen der Umrechnung von DM in Euro Rechnung trug.
Bei den gestiegenen Kosten handelt es sich u. a. um Personal- und Sachkos-
ten, Kosten für die Auftragsvergabe an externe Dritte sowie um die allgemei-
ne Kostensteigerung (seit 1998 ca. zehnprozentige Preissteigerung). Somit wur-
den seit 1998 die vorstehend genannten Kostensteigerungen bei gleichbleiben-
dem Gebührenniveau nicht mehr ausgeglichen.

b) Sinkende Bestattungszahlen

Seit dem Jahre 2000 haben die Bestattungen um 3,5 % abgenommen.

c) Eine vom Flächenverbrauch abhängige Gebührenstruktur

Das früher vorherrschende stetige Bevölkerungswachstum mit entsprechend
hohen Sterbezahlen und der übliche Erwerb flächenintensiver großer Sarg-
gräber gaben zu der Zeit den Anlass für die jetzige, nunmehr zu ändernde
Gebührenstruktur. Der Grund für die nunmehr notwendige Gebührenanpas-
sung liegt darin, dass die in der Vergangenheit auf Friedhöfen herrschende
Flächenknappheit heute wegen der rückläufigen Sterbezahlen und des vor-
herrschenden Trends zur Urnenbestattung nicht mehr besteht. Mit der Ände-
rung wird daher der Flächenverbrauch in der Gebührenkalkulation geringer
bewertet und werden im Gegenzug die Gemein-, bzw. Infrastrukturkosten
stärker berücksichtigt.

d) Eingetretene Strukturverschiebungen innerhalb der angebotenen Segmente

Gleichzeitig mit dem Rückgang bei den Bestattungen gab es große Verschie-
bungen innerhalb der Segmente. Der Anteil der Urnenbestattungen an den
Gesamtbestattungen lag im Jahr 2000 noch bei 73 % und im Jahr 2004 bereits
bei 79 %. Dieser Trend wurde durch den Wegfall des Sterbegeldes am 1. Ja-
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nuar 2004 noch beschleunigt. Die Gebühr für das preiswerteste Urnengrab
liegt 74 % unter der Gebühr für ein einfaches Sarggrab.

Zudem ist mit Blick auf § 12 Abs. 4 Bremisches Gebühren- und Beitragsgesetz
eine Gebühr so zu kalkulieren, dass der Gebührenzahler nur die tatsächlich ent-
standenen Kosten trägt. Die neue Struktur der Gebühren berücksichtigt dies und
gewichtet den Flächenbedarf der Grabarten so, dass alle Gebührenzahler in einer
geänderten und ausgewogenen Form an den Kosten der Friedhofsinfrastruktur (Ge-
meinkosten) beteiligt werden.

Gerade angesichts des vorstehend unter d) aufgeführten veränderten Beerdigungs-
verhaltens – fortschreitender Trend zur preiswerten Urnenbestattung – lassen sich
die daraus resultierenden sinkenden Einnahmen nicht mehr durch Einsparmaß-
nahmen ausgleichen. Seit 1998 konnten bereits eine ca. zehnprozentige Preis-
steigerungsrate und die demografische Entwicklung mit rückläufigen Sterbezahlen
durch Einsparmaßnahmen und Optimierung der Arbeitsabläufe auch mit Blick auf
die Zufriedenzeit der Gebührenzahler aufgefangen werden. Der dazu beschrittene
Weg des konsequenten Kostenmanagements und der Rationalisierung wird fortge-
führt, allerdings wäre eine dauerhafte Kostendeckung nicht möglich, wenn die Preis-
steigerung weiterhin unberücksichtigt bliebe.

Durch die neue Gebührenstruktur sollen die zu erwartenden Erlösrückgänge aus-
geglichen werden, so dass durch die vorgesehene strukturelle Anpassung der Ge-
bührensätze eine Kostendeckung für das Jahr 2006 erreicht werden kann. Zudem
soll durch die vorgesehene Gebührenanpassung Gebührenstabilität in den nächs-
ten Jahren erreicht werden. Gleichzeitig kann durch die angestrebte Strukturberei-
nigung – mit einer überproportionalen Erhöhung bei den Urnen – zusammen mit
einer Erweiterung des Angebots von Stadtgrün der veränderten Nachfrage Rech-
nung getragen werden.

Durch die mit dem Änderungsgesetz vorgesehene Gebührenanpassung wird im
Ergebnis eine durchschnittliche Erlössteigerung um 4,9 % erreicht. Dieser Ge-
bührensprung ist einerseits dadurch bedingt, dass wie oben dargestellt seit dem
Jahr 1998 keine Gebührenanpassung durchgeführt worden ist. Andererseits han-
delt es sich auch mit Blick auf den Städtevergleich (siehe Anlage 1 zur Gesetzesbe-
gründung) um einen notwendigen Aufholungsprozess im Friedhofsgebührenrecht.
Im Übrigen ist die Gebührenanpassung auch zum Ausschöpfen von Einnahmepo-
tentialen ein erforderlicher Schritt.

Dabei ist es angemessen, dem bundesweiten Trend zur Annäherung der Gebüh-
ren für die Urnenbestattungen an die Sargbestattung zu folgen. Im Städtevergleich
zeigen Recherchen deutlich, dass die Gebühren der stadtbremischen Friedhöfe teil-
weise bis zu 34 % unterhalb der Mittelwerte liegen (Anlage 1 der Gesetzesbegrün-
dung).

Zur übersichtlichen Darstellung der Gebührensituation vor und nach einer Anpas-
sung wurden „Leistungspakete“ zusammengestellt, die bei einem Sterbefall in
der Regel anfallende Positionen mit Vergleichswerten umfassen (Anlage 2 der Ge-
setzesbegründung).

Zudem sind sämtliche Gebührenveränderungen bei den einzelnen Gebührenzif-
fern tabellarisch dargestellt und die damit verbundenen Änderungen in absoluten
Zahlen und in Prozent hervorgehoben (Anlage 3 der Gesetzesbegründung).

In einer Gesamtschau wird somit deutlich, dass durch eine Gebührenanpassung
eine sehr gute Wettbewerbsposition im Städtevergleich, eine zielführende Reak-
tion auf verändertes Nachfrageverhalten und Vorkehrungen zur Modernisierung
über den reinen Substanzerhalt hinaus erreicht werden können.

Die Änderung der Gebührenordnung dient dem Ziel, bei Stadtgrün Bremen im Fried-
hofsbereich für die nächsten Jahre ausgeglichene Jahresergebnisse zu erzielen. Die
Gebührenanpassungen werden zum 1. Januar 2006 im Wirtschaftsplan 2006 ff.
von Stadtgrün Bremen berücksichtigt.

Die Stadtbürgerschaft wird um Beschlussfassung gebeten.
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ANLAGE 1

Ortsgesetz zur Änderung der Gebührenordnung
für die stadteigenen Friedhöfe in Bremen

Der Senat verkündet das nachstehende von der Stadtbürgerschaft beschlossene
Ortsgesetz:

Artikel 1

In der Anlage zu § 1 der Gebührenordnung für die stadteigenen Friedhöfe in Bre-
men vom 13. November 1973 (Brem.GBl. S. 227 – 2133-c-1), die zuletzt durch
Ortsgesetz vom 30. Oktober 2001 (Brem.GBl. S. 355) geändert worden ist, werden
die nachfolgenden Tarifziffern wie folgt neu gefasst:

00.00 Urnengrabstelle 1 m² für sechs Urnen 557

00.01 Urnengrabstelle 1 m² in bevorzugter Lage
für sechs Urnen 836

00.03.00 Urnengrabstelle für eine Urne im anonymen
Urnengräberfeld 312

00.03.01 Urnengrabstelle für eine Urne in einem Urnen-
garten 912

00.04 Erdbestattungsgrabstelle 2 m² einschichtig
für einen Sarg 915

00.05 Erdbestattungsgrabstelle 2 m² zweischichtig
für zwei Särge 1.220

02 Einäscherung einschließlich Gestellung einer
Aschenurne

02.03 Bei der Einäscherung von Kindern bis zu zwölf
Jahren erfolgt ein Abschlag von 35 % 186

04 Benutzung der Feierhalle eines Friedhofs ein-
schließlich Orgelbenutzung und Gründekoration 150

09.03.00 Grabstelle 2 m² 732

Artikel 2

Dieses Ortsgesetz tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.

ANLAGE 2

Ortsgesetz zur Änderung der Gebührenordnung
für die stadteigenen Friedhöfe in Bremen

– Begründung –

A. Allgemeines

Auf  der  Grundlage  des  §  3  Abs.  3  Bremisches  Gebühren-  und  Beitragsgesetz
(BremGebBeitrG) setzt für die Stadtgemeinde Bremen die Stadtbürgerschaft u. a.
Benutzungsgebühren nach § 12 BremGebBeitrG fest.

Nach § 12 Abs. 2 Satz 1 BremGebBeitrG sollen Benutzungsgebühren nach dem
wirtschaftlichen Wert der Benutzung oder Leistung bemessen werden. Satz 2 re-
gelt darüber hinaus, dass bei Anstalten, Einrichtungen oder Anlagen, die überwie-
gend dem Vorteil einzelner Personen oder Personengruppen dienen, das Gebühren-
aufkommen die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen Kosten
decken soll. Unter Zugrundelegung eines betriebswirtschaftlichen Kostenbegriffs
hat sich gezeigt, dass die zurzeit gültigen Gebührensätze für die Benutzung der
stadteigenen Friedhöfe für das Jahr 2006 zur Deckung der Kosten nicht mehr aus-
reichen.

Für  die  fehlende  Kostendeckung  der  Bestattungsgebühren  sind  verschiedene
Gründe anzuführen:
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a) Gestiegene Kosten im Bestattungswesen seit 1998

Die letzte große Gebührenanpassung erfolgte 1998. Im Jahre 2001/2002 gab
es eine kleinere strukturelle Anpassung, die neben der Ergänzung um neue
Grabarten im Wesentlichen der Umrechnung von DM in Euro Rechnung trug.
Bei den gestiegenen Kosten handelt es sich u. a. um Personal- und Sachkos-
ten, Kosten für die Auftragsvergabe an externe Dritte sowie um die allgemei-
ne Kostensteigerung (seit 1998 ca. zehnprozentige Preissteigerung). Somit wur-
den seit 1998 die vorstehend genannten Kostensteigerungen bei gleichbleiben-
dem Gebührenniveau nicht mehr ausgeglichen.

b) Sinkende Bestattungszahlen

Seit dem Jahre 2000 haben die Bestattungen um 3,5 % abgenommen.

c) Eine vom Flächenverbrauch abhängige Gebührenstruktur

Das früher vorherrschende stetige Bevölkerungswachstum mit entsprechend
hohen Sterbezahlen und der übliche Erwerb flächenintensiver großer Sarg-
gräber gaben zu der Zeit den Anlass für die jetzige, nunmehr zu ändernde
Gebührenstruktur. Der Grund für die nunmehr notwendige Gebührenanpas-
sung liegt darin, dass die in der Vergangenheit auf Friedhöfen herrschende
Flächenknappheit heute wegen der rückläufigen Sterbezahlen und des vor-
herrschenden Trends zur Urnenbestattung nicht mehr besteht. Mit der Ände-
rung wird daher der Flächenverbrauch in der Gebührenkalkulation geringer
bewertet und werden im Gegenzug die Gemein-, bzw. Infrastrukturkosten
stärker berücksichtigt.

d) Eingetretene Strukturverschiebungen innerhalb der angebotenen Segmente

Gleichzeitig mit dem Rückgang bei den Bestattungen gab es große Verschie-
bungen innerhalb der Segmente. Der Anteil der Urnenbestattungen an den
Gesamtbestattungen lag im Jahr 2000 noch bei 73 % und im Jahr 2004 bereits
bei 79 %. Dieser Trend wurde durch den Wegfall des Sterbegeldes am 1. Ja-
nuar 2004 noch beschleunigt. Die Gebühr für das preiswerteste Urnengrab
liegt 74 % unter der Gebühr für ein einfaches Sarggrab.

Zudem ist mit Blick auf § 12 Abs. 4 Bremisches Gebühren- und Beitragsgesetz
eine Gebühr so zu kalkulieren, dass der Gebührenzahler nur die tatsächlich ent-
standenen Kosten trägt. Die neue Struktur der Gebühren berücksichtigt dies und
gewichtet den Flächenbedarf der Grabarten so, dass alle Gebührenzahler in einer
geänderten und ausgewogenen Form an den Kosten der Friedhofsinfrastruktur (Ge-
meinkosten) beteiligt werden.

Gerade angesichts des vorstehend unter d) aufgeführten veränderten Beerdigungs-
verhaltens – fortschreitender Trend zur preiswerten Urnenbestattung – lassen sich
die daraus resultierenden sinkenden Einnahmen nicht mehr durch Einsparmaß-
nahmen ausgleichen. Seit 1998 konnten bereits eine ca. zehnprozentige Preis-
steigerungsrate und die demografische Entwicklung mit rückläufigen Sterbezahlen
durch  Einsparmaßnahmen  und  einer  Optimierung  der  Arbeitsabläufe  auch  mit
Blick auf die Zufriedenzeit der Gebührenzahler aufgefangen werden. Der dazu be-
schrittene Weg des konsequenten Kostenmanagements und der Rationalisierung
wird fortgeführt, allerdings wäre eine dauerhafte Kostendeckung nicht möglich,
wenn die Preissteigerung weiterhin unberücksichtigt bliebe.

Da Zuschüsse aus dem Haushalt zur Verlustabdeckung nicht in Frage kommen,
die Aufwandsreduzierung durch Verschiebung von Sanierungs- und Modernisie-
rungsmaßnahmen (Verlagerung der jetzigen Probleme in die Zukunft) ebenfalls
nicht geeignet ist, die fehlende Kostendeckung zu beheben, bleibt nur der Weg
der Erlössteigerung über eine Gebührenanpassung.

Durch die neue Gebührenstruktur sollen die zu erwartenden Erlösrückgänge aus-
geglichen werden, so dass durch die vorgesehene strukturelle Anpassung der Ge-
bührensätze eine Kostendeckung für das Jahr 2006 erreicht werden kann. Zudem
soll durch die vorgesehene Gebührenanpassung Gebührenstabilität in den nächs-
ten Jahren erreicht werden. Gleichzeitig kann durch die angestrebte Strukturbe-
reinigung – mit einer überproportionalen Erhöhung bei den Urnen – zusammen
mit einer Erweiterung des Angebots von Stadtgrün der veränderten Nachfrage
Rechnung getragen werden.
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Durch die mit dem Änderungsgesetz vorgesehene Gebührenanpassung wird im
Ergebnis eine durchschnittliche Erlössteigerung um 4,9 % erreicht. Dieser Gebüh-
rensprung ist einerseits dadurch bedingt, dass wie oben dargestellt seit dem Jahr
1998 keine Gebührenanpassung durchgeführt worden ist. Andererseits handelt es
sich auch mit Blick auf den Städtevergleich (siehe Anlage 1 zur Gesetzesbegrün-
dung) um einen notwendigen Aufholungsprozess im Friedhofsgebührenrecht. Im
Übrigen ist die Gebührenanpassung auch zum Ausschöpfen von Einnahmepoten-
tialen ein erforderlicher Schritt.

Dabei ist es angemessen, dem bundesweiten Trend zur Annäherung der Gebüh-
ren für die Urnenbestattungen an die Sargbestattung zu folgen. Im Städtevergleich
zeigen Recherchen deutlich, dass die Gebühren der stadtbremischen Friedhöfe teil-
weise bis zu 34 % unterhalb der Mittelwerte liegen (Anlage 1).

Zur übersichtlichen Darstellung der Gebührensituation vor und nach einer Anpas-
sung wurden „Leistungspakete“ zusammengestellt, die bei einem Sterbefall in der
Regel anfallende Positionen mit Vergleichswerten umfassen (Anlage 2).

Zudem sind sämtliche Gebührenveränderungen bei den einzelnen Gebührenzif-
fern tabellarisch dargestellt und die damit verbundenen Änderungen in absoluten
Zahlen und in Prozent hervorgehoben (Anlage 3).

In einer Gesamtschau wird somit deutlich, dass durch eine Gebührenanpassung
eine sehr gute Wettbewerbsposition im Städtevergleich, eine zielführende Reak-
tion auf verändertes Nachfrageverhalten und Vorkehrungen zur Modernisierung
über den reinen Substanzerhalt hinaus erreicht werden können.

B. Zu Artikel 1 des Ortsgesetzes zur Änderung der Friedhofsgebührenordnung
für die stadteigenen Friedhöfe in Bremen

Die mit dem vorliegenden Änderungsgesetz vorgesehenen Gebührenerhöhungen
sind überwiegend für die Gebührenziffern 00 bis 00.05 vorgesehen, die die Verga-
be einer Grabstelle, mit der für die Dauer der jeweiligen Ruhefrist ein Nutzungs-
recht begründet wird, betreffen. Die primär aufwandsabhängigen Gebühren für
klassische Angebote auf den Friedhöfen und im Krematorium (beispielswiese Be-
stattungen nach § 3 Friedhofsordnung und Einäscherung einschließlich Gestel-
lung einer Aschenurne) bleiben weitgehend unverändert.

Die Änderungen der einzelnen nachfolgenden Gebührenziffern lassen sich wie folgt
begründen:

Gebühr ab
Gebühren- 1. 1. 2006
ziffer Leistung in Euro

00 Vergabe von Grabstellen (§ 2 der Friedhofsord-
nung für die stadteigenen Friedhöfe in Bremen).
Eine Vergabe ohne Bestattung ist für die in § 7
Abs. 2 der Friedhofsordnung genannten Zeit-
räume möglich.

00.00 Urnengrabstelle 1 m² für sechs Urnen 557

Zu 00.00: Da in der Vergangenheit auf Friedhöfen Flächenknappheit herrschte,
diese aber heute wegen der rückläufigen Sterbezahlen und des vorherrschenden
Trends zur Urnenbestattung nicht mehr besteht, wird der Flächenverbrauch in der
Gebührenkalkulation geringer bewertet und werden im Gegenzug die Gemein-,
bzw. Infrastrukturkosten stärker berücksichtigt.

00.01 Urnengrabstelle 1 m² in bevorzugter Lage
für sechs Urnen 836

Zu 00.01: Es erfolgt eine geringere Berücksichtigung des Flächenbedarfs; auch
hier wird der Flächenbedarf in der Kalkulation in geringerem Umfang, die Infra-
strukturkosten stärker berücksichtigt. Der Zuschlag „in besonderer Lage“ wird
hier von 65 % auf 50 % reduziert. Die Reduzierung auf 50 % ergibt sich aufgrund
einer Nachkalkulation des tatsächlich verbrauchten Mehrbedarfs an Fläche.
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00.03 Urnengrabstelle für eine Urne in einer
Allgemeinen Totengedenkstätte

00.03.00 Urnengrabstelle für eine Urne im
anonymen Urnengräberfeld 312

Zu 00.03.00: Da der Flächenbedarf bei der Kalkulation geringer bewertet wird,
dafür aber die Infrastrukturkosten höher berücksichtigt werden, macht sich im ano-
nymen Urnengräberfeld, in dem die kleinste Flächeneinheit eingesetzt wird, bei
dieser kleinsten aller Grabarten (0,12 m2) der nur noch geringe Flächenbezug
(siehe Begründung zu 00.00) durch eine deutliche Steigerung des Gemeinkosten-
anteils bemerkbar.

00.03.01 Urnengrabstelle für eine Urne
in einem Urnengarten 912

Zu 00.03.01: Die Erhöhung der Gebühr beruht auf einer Nachkalkulation eines
Ende des Jahres 2001 eingeführten Angebotes. Die Grundannahmen zur Kalkula-
tion des Gebührenbedarfs als reine Schätzwerte im Jahr 2002 mussten nach Ab-
lauf bis zum Jahr 2004 mit den tatsächlichen Erfahrungswerten abgeglichen wer-
den. Als weiterer Faktor kommt der Effekt der geringeren Gewichtung des Flächen-
bedarfs zum Tragen.

00.04 Erdbestattungsgrabstelle 2 m² einschichtig
für einen Sarg 915

Zu 00.04: Die Gebührenerhöhung ergibt sich wiederum daraus, dass der Flächen-
bedarf in der Kalkulation in geringerem Umfang, die Infrastrukturkosten dagegen
stärker berücksichtigt werden.

00.05 Erdbestattungsgrabstelle 2 m² zweischichtig
für zwei Särge 1.220

Zu 00.05: Wie in der Gebührenziffer 00.04 ergibt sich die Gebührenerhöhung da-
raus, dass der Flächenbedarf in der Kalkulation in geringerem Umfang, die Infra-
strukturkosten dagegen stärker berücksichtigt werden.

02 Einäscherung einschließlich Gestellung
einer Aschenurne

02.03 Bei der Einäscherung von Kindern bis zu
zwölf Jahren erfolgt ein Abschlag von 35% 186

Zu 02.03: Es handelt sich um eine neue Gebührenposition. Die unverändert ge-
bliebene Position 02.00 (Einäscherung einschließlich Gestellung einer Aschen-
urne [Typ Standard]) wird aufgrund eines geringeren Aufwandes reduziert.

04 Benutzung der Feierhalle eines Friedhofs ein-
schließlich Orgelbenutzung und Gründekoration 150

Zu 04: Die Gebührenerhöhung dient einer Verbesserung der Kostendeckung für
die Unterhaltung der Gebäude.

09 Verlängerung der Nutzungsrechte an Grabstellen
(§ 7 Friedhofsordnung). Die Berechnung erfolgt
taggenau.

09.03.00 Grabstelle 2 m² 732

Zu 09.03.00: Auch bei dieser Gebührenerhöhung wirkt sich aus, dass der Flächen-
bedarf bei der Kalkulation geringer bewertet wird, dafür aber die Infrastruktur-
kosten höher berücksichtigt werden.

C. Zu Artikel 2 des Ortsgesetzes

Artikel 2 regelt das In-Kraft-Treten des Ortsgesetzes zum 1. Januar 2006.
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ANLAGE 1

Gebührenvergleich (Mittelwerte) im kommunalen Friedhofs- und Bestattungswesen - 2004
Städtevergleich
Quellen:  Aeternitas e. V.
Stand:10.11.04

Alle Werte in € !

Stadt
Sarggrab
 (1 Sarg)

Bestattung
Särge

 Grab + 
Bestattung  

gesamt

Urnengrab
1 m²

Einäsche-
rung

Beisetzung
Urnen

E.Ä., Grab, 
Beisetzung

Summe

Anonyme
Urnenstelle

E.Ä., Grab, 
Beisetzung

Summe

Daten aus dem 
Jahr

(aktuell = gültig)

Bremen 864 951 1.815 460 286 357 1.103 225 792 
1997, 2001

aktuell

Durchschnitt 1.385 959 2.344 943 266 514 1.723 635 1.250 

Berlin 572 687 1.259 572 239 292 1.103 822 1.061 2004

Dortmund 1.953 996 2.949 1.278 274 642 2.194 516 1.379 2003/aktuell

Duisburg 1.656 966 2.622 1.365 303 399 2.067 851 1.515 2002/aktuell

Düsseldorf 1.710 880 2.590 1.110 202 390 1.702 890 1.302 2004

Essen 1.600 1.020 2.620 600 303 591 1.494 560 1.415 2003

Frankfurt/Main 1.060 1.263 2.323 920 358 773 2.051 531 1.374 2002/aktuell

Hamburg 1.308 778 2.086 883 281 258 1.422 718 1.137 2004

Hannover 1.942 940 2.882 1.184 301 594 2.079 625 1.159 2004

Leipzig 1.078 684 1.762 848 215 326 1.389 741 1.074 2001/aktuell

München 966 1.380 2.346 672 187 872 1.731 100 1.089 2004

Gewählt wurden die 14 größten (Einwohnerzahl) Städte der Republik; davon wurden die zwei günstigsten (Dresden, Nürnberg) und die zwei teuersten 

(Köln, Stuttgart) heraus genommen.

Die Beisetzung setzt sich in diesem Vergleich aus den Positionen Annahme, Kühlraum, Feierhalle und Beisetzung zusammen.

Die Stadt Hannover kremiert nicht selbst! Die Einäscherungen werden von der Stadt Hannover beauftragt. Die Gebühr hierfür setzt sich

zusammen  aus 232,6 für die Eä.,  53 € einmalige Gebühr f. d. Kühlraum u. 15 € Transport. Diese Gebühren wurden von der Stadt Bremen erfragt/eingesetzt.
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